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[bookmark: _Vergabe_eines_sprechenden]Anlass
Mit dem „Gesetz zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren bei der Gewährung von Familienleistungen“ wurde eine Mitteilungspflicht der Standesämter an die Elterngeldstellen nach einer Geburtsbeurkundung geschaffen (§ 57 (1) Nummer 8 PStV). Diese Mitteilungspflicht ist jedoch unter anderem an die Bedingung geknüpft, dass die Eltern in die Datenübermittlung einwilligen. 
Nach Art. 7 (3) DSGVO muss jede Einwilligung die erteilt wird, genauso einfach auch wieder widerrufen werden können. Das Expertengremium XPersonenstand wurde deswegen von der Steuerungsgruppe beauftragt, neben der schon modellierten Nachricht 081021, mit der die Eltern dem Standesamt unter anderem die Einwilligung zur Datenübermittlung mitteilen können, eine neue Nachricht zu schaffen, mit der dem Standesamt der Widerruf mitgeteilt werden kann.
Bedenken
Das Expertengremium hat aus zwei Gründen Bedenken zu diesem Auftrag. 
Erstens hat der Widerruf der Einwilligung nur in einem geringen Zeitraum überhaupt eine Auswirkung. Nachdem die Geburtsanzeige der Einrichtung sowie die ergänzende Datenlieferung der Eltern (mit der Einwilligung zur Datenübermittlung an die Elterngeldstellen) beim Standesamt eingegangen sind, beginnt dort die Beurkundung der Geburt. Nach der Beurkundung wird unter anderem der Mitteilungspflicht an die Elterngeldstellen unverzüglich nachgekommen. 
[bookmark: _GoBack]Ein Widerruf der Einwilligung nach Versand der Mitteilung an die Elterngeldstellen hätte keine Auswirkung. Der Widerruf kann aber auch erst erteilt werden, nachdem die Einwilligung erteilt worden ist. Die Eltern müssten also in der Regel ein bis zwei Wochen nachdem sie die Einwilligung erteilt haben ihre Einstellung ändern und diese widerrufen, damit überhaupt irgendeine praktische Konsequenz folgt.
Neben dem kleinen Zeitrahmen ist fraglich, ob es viele Eltern gibt, die sich zu einem Widerruf entschließen. Vor der Entscheidung zu einer Einwilligung in die Datenübermittlung steht die Abwägung von verschiedenen Gesichtspunkten, unter anderem der Aufwandsersparnis und Datenschutzbedenken. Es ist fraglich, ob die Eltern in den Wochen nach der Geburt ihres Kindes die Zeit und die Muße finden, diese Abwägung erneut und mit anderem Ergebnis zu treffen.
Schlussfolgerungen
Aus den vorherigen Gründen kommt das EG zu dem Schluss, dass die Einwilligungs- und Widerrufslösung zur Mitteilungspflicht an die Elterngeldstellen an den Bedürfnissen der Eltern sowie des Standesamtes vorbeigeht. Jedoch ist sie gültige Gesetzeslage, weswegen in den Arbeiten an der Version 1.7.7 des Standards XPersonenstand auch eine elektronische Nachricht dafür geschaffen wird.
Jedoch sollte eine gesetzliche Neuregelung der § 57 (1) Nummer 8 PStV erwogen werden, aus der die Pflicht zur Einwilligung der Eltern gestrichen wird.
		1 / 2

		2 / 2
image1.png
Koordinierungsstelle
fiir IT-Standards




